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Kein Stimmrecht -
trotzdem mitstimmen 

JOACHIM BLATTER, CLEMENS HAUSER, 
SONJA WYRSCH 

Fast alle Schweizerinnen und Schweizer sind stolz auf 
ihre Demokratie. Und sie haben auch allen Grund dazu: 
Sie bietet ihren Bürgerinnen und Bürgern umfangreiche 
Möglichkeiten zur intensiven politischen Partizipation; 
vor allem aber zeichnet sie sich durch eine politische 
Kultur aus, die ausgesprochen problemlösungs- und 
konsensorientiert ist. So ist es denn kein Wunder, dass 
Schweizerinnen und Schweizer im internationalen Ver­
gleich die grösste Zufriedenheit darüber äussern, wie 
die Demokratie in ihrem Land funktioniert. Allerdings 
gibt es auch eine ganze Reihe dunkler Flecken auf der 
weissen Weste der Schweizer Demokratie: Die massive 
Bevorteilung ländlich-konservativer gegenüber städ­
tisch-progressiver Interessen durch den strukturkon­
servativen Föderalismus, intransparente Parteien- und 
Kampagnenfinanzierung und eine besonders egoisti­
sche Finanz- und Steuerpolitik, die auf Kosten anderer 
Länder und Völker geht.1 

Die Zwiespältigkeit der Schweizer Demokratie tritt 
allerdings besonders deutlich bei einem Thema hervor: 
bei der Frage nach der In- beziehungsweise Exklusivi­
tät der Demokratie. Für viele Beobachtende erscheint 
die Schweizer Demokratie mit ihren direktdemokrati­
schen Instrumenten besonders inklusiv. Denn in die­
sem System können ja alle .Bürgerinnen und Bürger 
mitentscheiden, und nicht nur ein kleiner Kreis von Re­
präsentanten. Nicht umsonst dient die schweizerische 
direkte Demokratie in den Nachbarländern denjenigen 
Kräften als Vorbild, die sich selbst als Aussenseiter und 
als Stimme des - einfachen - Volkes stilisieren. Dies war 
in den 1980er-Jahren bei den Grünen nicht anders als 
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heute bei der Alternative für Deutschland (AfD), dem 
Front National (FN) oder der United Kingdom Indepen­
dence Party (UKIP). Dabei wird übersehen, dass es in 
der Schweiz nicht die direkte Demokratie ist, die zu ei­
ner hohen Inklusivität führt, sondern die konsensorien­
tierte Kultur und die damit einhergehenden Strukturen 
der Konkordanzdemokratie. 

Den meisten ist noch bewusst, dass die Schweiz bei 
der Einführung des Frauenstimmrechts nicht gera­
de eine Vorreiterrolle eingenommen hat. Dies wird 
aber als schrullige Besonderheit abgetan, und es wird 
nicht erkannt, dass der besonders lange Ausschluss 
von 50Prozent der einheimischen erwachsenen Bevöl­
kerung der direkten Demokratie zu verdanken war. Es 
brauchte den Druck von aussen, bis die Mehrheit der 
Schweizer Männer 1971 nach mehrmalig gescheiterten 
Anläufen bereit war, die Frauen mitbestimmen zu las­
sen. Dort, wo die Demokratie besonders «direkt» war 
und ist - in der Appenzeller Landsgemeinde - , konnte 
man sich sogar gar nie dazu durchringen. Hier brauch­
te es «fremde Richter», um den Frauen auch im letzten 
Stand zum Stimmrecht zu verhelfen. 

Die Schweiz ist auch heute noch meilenweit von ei­
nem universellen Wahl- und Stimmrecht für die gesamte 
erwachsene Wohnbevölkerung entfernt. Da das Stimm­
recht - zumindest auf eidgenössischer Ebene und in 
den meisten Wahlen und Abstimmungen auf kantonaler 
und kommunaler Ebene - an den Bürgerstatus gebun­
den ist, in der Schweiz jedoch fast jede vierte Person 
der gesamten Wohnbevölkerung keinen Schweizer Pass 
besitzt, sind auch heute noch 25Prozent aller erwach­
senen Bewohnerinnen und Bewohner weitgehend von 
der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen. Diese 
Tatsache wird im Gegensatz zu vielen anderen Aspekten 
der Migration in der Öffentlichkeit kaum diskutiert. 

Vielleicht liegt dies ja daran, dass der Ausschluss von 
Migrantinnen und Migranten aus dem Stimmvolk «nor-
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mal » ist? Um dies herauszufinden, starteten zwei Stu­
dierende der Universität Luzern ein Projekt: Zum einen 
befragten sie die normativen Demokratietheorien dar­
aufhin, ob und wann sie eine Inklusion von Immigran­
tinnen und Immigranten in den «demos» verlangen. Zum 
anderen entwickelten sie ein Messinstrument, mit dem 
man die In- beziehungsweise Exklusivität der europäi­
schen Länder in Bezug auf Migrantinnen und Migranten 
in umfassender und systematischer Weise vergleichen 
kann. Dass die Schweiz bei der Inklusion von Migran­
tinnen und Migranten im internationalen Vergleich kei­
ne gute Figur macht, überrascht kaum. Die Messungen 
des Immigrant Inclusion Index (IMIX) weisen aber noch 
auf weitere aufschlussreiche Aspekte hin, die wir im 
Folgenden beschreiben werden. Um zu zeigen, dass es 
durchaus Möglichkeiten gibt, dieses Demokratiedefizit 
abzubauen, werden wir in einem zweiten Teil Initiati­
ven vorstellen, die in anderen Ländern Europas und vor 
allem in Deutschland bereits umgesetzt wurden. Dies in 
der Hoffnung, damit positive Impulse zu geben und die 
unbefriedigende Situation in der Schweiz und in ande­
ren Ländern zu ändern. 

DER IMMIGRANT INCLUSION INDEX 
Im Jahr 2013 beteiligten sich Andrea Blättler und Samuel 
Schmid an einem forschungsorientierten Seminar mit 
dem Titel «Zur Qualität von Demokratien und Demo­
kratiemessinstrumenten», das von Professor Joachim 
Blatter an der Universität Luzern angeboten wurde. Die 
beiden Studierenden erkannten sofort, dass selbst die 
jüngsten Demokratiemessinstrumente wie beispiels­
weise das Demokratiebarometer, das vom Wissenschafts­
zentrum Berlin zusammen mit der Universität Zürich 
entwickelt wurde, in einer wichtigen Hinsicht ein De­
fizit aufweisen: Sie berücksichtigen bei ihrer Messung 
der Qualität von Demokratien nicht oder nur unzurei­
chend, wie gut Demokratien Immigrantinnen und Im-
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migranten in den politischen Prozess einbinden. Um 
dies zu belegen, entwickelten die beiden zusammen 
mit dem Dozenten ein eigenes Messinstrument: den Im­
migrant Inclusion Index (IMIX). 

Der erste Schritt bei der Entwicklung des IMIX be­
stand in der Beantwortung der Frage: Müssen demo­
kratische Gemeinschaften Migrantinnen und Migran­
ten eigentlich inkludieren? Alle wichtigen Strömungen 
der Demokratietheorie sind sich in dieser Frage einig:2 

Ja, das müssen sie, und dafür gibt es eine Vielzahl von 
Gründen. Der erste und wichtigste Grund ist, dass alle 
Erwachsenen, die politischer Herrschaft unterworfen 
sind, in der Lage sein müssen, sich an der Kontrolle die­
ser Herrschaft zu beteiligen. In anderen Worten: Man 
kann nur von jemandem erwarten, dass er sich an die 
Gesetze eines Landes hält, wenn er bei der Gestaltung 
dieser Gesetze auch mitwirken kann. Darüber hinaus 
tragen Immigrantinnen und Immigranten durch die 
Übernahme von politischer Verantwortung und von po­
litischen Ämtern auch dazu bei, dass sich die politische 
Gemeinschaft als Ganzes selbstbestimmen kann. Dies 
ist insbesondere in der Schweiz mit ihrem Milizsystem 
von grosser Bedeutung. Mit der politischen Inklusion 
ist auch eine gegenseitige Anerkennung von Einheimi­
schen und Migranten verbunden. Dies wiederum führt 
zu einer erhöhten Identifikation der beiden Gruppen 
mit Staat und Gesellschaft. Eine dauerhafte Exklusion 
führt dagegen zu Abgrenzung und Distanzierung. 

Während sich praktisch alle einig sind, dass Migran­
tinnen und Migranten, die dauerhaft in einem Land le­
ben, eine Stimme im politischen Prozess erhalten soll­
ten, gibt es unterschiedliche Vorstellungen darüber, 
wann dies zu geschehen hat. Für diejenigen, die vor 
allem den Schutz der individuellen Rechte und Inter­
essen der Migrantinnen und Migranten im Auge haben, 
muss die Inklusion möglichst früh erfolgen. Bei denje­
nigen, die gemeinsame Werte als Voraussetzung einer 
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funktionierenden Demokratie betrachten und die sich 
um die politische Kultur eines Landes Sorgen machen, 
ist die Sache nicht so klar. Für Konservative kommt 
eine Inklusion erst in Betracht, wenn Migrantinnen und 
Migranten sich assimiliert haben und die Kultur der 
Einheimischen teilen. Progressive verweisen darauf, 
dass eine frühe politische Inklusion dazu beiträgt, dass 
sich Migrantinnen und Migranten für die politische Kul­
tur eines Landes erwärmen können und dass sich die 
politische Kultur eines Landes durch deren Inklusion 
zeitgemäss weiterentwickelt. Wieder andere sehen eine 
gewisse Vertrautheit mit dem politischen System als not­
wendige Voraussetzung, um produktiv mitwirken zu kön­
nen. Der IMIX schliesst sich einem sich immer mehr he­
rauskristallisierenden Konsens an, der davon ausgeht, 
dass Demokratien denjenigen, die fünf Jahre legal und 
durchgehend in einem Land gelebt haben, das Wahl- be­
ziehungsweise Stimmrecht geben sollten. Allein durch 
die Einführung von Beiräten ist die politische Inklusion 
unzureichend, denn nur wenn Immigrantinnen und Im­
migranten auch eine Stimme haben, die bei den Abstim­
mungen und Wahlen zählt, werden sich Politikerinnen 
und Politiker um ihre Interessen kümmern. 

DIE SCHWEIZ IM INTERNATIONALEN 
VERGLEICH 

Der nächste Schritt im Hinblick auf den IMIX bestand 
darin, ein konkretes Messinstrument zu entwickeln, mit 
dem man in systematischer Art und Weise die Situation 
in verschiedenen Demokratien vergleichen kann. Der 
IMIX misst die politische In- beziehungsweise Exklu­
sivität von nationalen Demokratien gegenüber Migran­
tinnen und Migranten in zweierlei Hinsicht: Zum einen 
wird anhand der Gesetzgebung eines Landes eruiert, 
wie inklusiv das Land de jure ist. Zum anderen wird be­
rechnet, wie viele der Immigrantinnen und Immigran­
ten , die eigentlich inkludiert werden müssten, de fac-
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to inkludiert sind. Beide Perspektiven habe n Vor- und 
Nachteile: Die in den Gesetzen eines Landes veranker­
te Inklusivität verkörpert den in demokratischen Pro­
zessen festgelegten Willen der Einheimischen sowie 
denjenigen der bereits Inkludierten. Allerdings gibt es 
jenseits der einschlägigen Gesetze weitere Hürden bei 
der Inklusion, weshalb die Gesetze die reale Situation 
manchmal nur sehr unzureichend abbilden. Deswegen 
erscheint eine Berücksichtigung der realen Inklusivität 
notwendig. Eine alleinige Bewertung auf der Basis sol­
cher Zahlen ist aber auch problematisch, weil die rea­
le Inklusivität auch durch Faktoren beeinflusst werden 
kann, für die nicht die Demokratie des Landes verant­
wortlich ist - zum Beispiel die Staatsbürgerschaftsge­
setze der Herkunftsländer. 

Der IMIX berücksichtigt zwei Möglichkeiten, wie 
Demokratien Immigrantinnen und Immigranten inklu­
dieren können: durch die Einbürgerung oder durch die 
Einführung eines Ausländerstimmrechts - angemes­
sener wäre der Begriff «Bewohnerinnenstimmrecht». 
Obwohl wir der Ansicht sind, dass es für das Ausländer­
innen- und Ausländerstimmrecht ebenso viele gute de­
mokratietheoretische Argumente gibt wie für die Ein­
bürgerung, wurde im IMIX die Einbürgerung doppelt 
gewichtet. Dies zum einen, weil im theoretischen und 
praktischen Diskurs Letzteres immer noch als Königs­
weg gilt. Zum anderen, weil es angemessen erschien, im 
Zweifelsfall eine eher konservative Position einzuneh­
men, um die Akzeptanz des IMIX und seiner Ergebnisse 
zu stärken. Für die beiden Perspektiven und die beiden 
Möglichkeiten der Inklusion wurden dann konkrete 
Indikatoren festgelegt, und für die meisten Mitglieder 
der Europäischen Union und für die Schweiz Daten ge­
sucht. 

Insgesamt ergab sich folgendes Bild: Auch in den 
bestentwickelten Demokratien Europas sind wir von ei­
nem universellen Wahlrecht noch weit entfernt. Einern 
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grossen Teil der erwachsenen Wohnbevölkerung wird 
bis heute das Stimm- und Wahlrecht verwehrt. Dies lässt 
sich unabhängig davon feststellen, ob wir die Gesetze 
der Länder analysieren oder die De-facto-Inklusivität 
betrachten. Es gibt zwischen den Ländern aber deut­
liche Unterschiede: Skandinavische Länder sowie Bel­
gien und die Niederlande sind besonders inklusiv, wo­
hingegen die deutschsprachigen Länder, insbesondere 
auch die Schweiz, sich als besonders exklusiv erweisen. 
Die hohe Exklusivität der Schweiz lässt sich dabei nicht 
nur damit erklären, dass das Land viele Migranten an­
zieht und diese im Rahmen der bilateralen Verträge 
auch einwandern liess. Die Schweiz schneidet auch bei 
der Vermessung ihrer De-jure-Inkl usivität sehr schlecht 
ab, was zeigt, dass sie Einwandernde nicht oder nur sehr 
zögerlich inkludiert beziehungsweise inkludieren will. 

Auch Deutschland schneidet beim !MIX kaum bes­
ser ab als die Schweiz. Das leicht bessere Abschneiden 
resultiert aus der Mitgliedschaft in der Europäischen 
Union, denn alle EU-Länder müssen den Bürgerinnen 
und Bürgern anderer EU-Länder auf der kommunalen 
Ebene das Wahlrecht zugestehen.3 Allerdings gab es in 
Deutschland in den letzten Jahren bürgerschaftliche 
Initiativen, die darauf ausgerichtet sind, die demokrati ­
schen Defizite, die durch Exklusion von Migranten und 
anderen Betroffenen entstehen, zu thematisieren und 
sie etwas zu reduzieren. Zwei dieser Initiativen stellen 
wir im Folgenden vor. 

FREIBURGER «WAHLKREIS 100%» 
Bei den Kommunalwahlen sind in Deutschland auch 
ausländische Staatsangehörige wahlberechtigt, aller­
dings nur jene, die einen EU-Pass vorzeigen können. 
Für sie gelten dieselben Voraussetzungen wie für deut­
sche Staatsangehörige: Nach drei Monaten gemeldetem 
Wohnsitz in einer Kommune erhalten sie ihre Wahl­
benachrichtigung und können am Wahlsonntag ihre 
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Stimme fü r die Parlamente der Kommunen und Krei­
se abgeben. Der überwiegende Teil der ausländischen 
Staatsangehörigen in Deutschland kommt aber nicht 
aus anderen EU-Ländern. Sie mögen drei Monate oder 
30Jahre im Gemeinwesen gelebt haben, ihre Stimme ist 
nicht gefragt und zählt nicht. Dies bedeutet, dass in der 
Bundesrepublik Deutschland 7,8 Millionen der erwach­
senen Wohnbevölkerung kein Wahlrecht besitzen. 

Im Südwesten der Bundesrepublik allerdings gibt 
es seit 14 Jahren eine Ausnahme: Neben dem offiziel­
len Wahlkreis werden in einem zusätzlichen Wahlkreis, 
dem Freiburger «Wahlkreis 100%», die nicht-wahlbe­
rechtigten 19000 Migrantinnen und Migranten zu ei­
ner symbolischen Stimmabgabe aufgefordert. Nach 
demselben Verfahren und mit denselben Parteien und 
Kandidaten des offiziellen Wahlkreises können die 
Migrantinnen und Migranten mit ihrer symbolischen 
Stimmabgabe am Wahlsonntag ihr Votum für ein gleich­
berechtigtes Wahlrecht und für demokratische Teilhabe 
zum Ausdruck bringen. Der « Wahlkreis 100 %» bringt sich 
mit Strassenständen, Wahlplakaten, Veranstaltungen, 
Wahlprüfsteinen, Kinospots und aktiver Medienarbeit 
in den Wahlkampf ein. Bei vier Wahlen in den Jahren 
2002 bis 2014 konnten bis über 1000 Menschen zu einer 
symbolischen Stimmabgabe in den 100%-Wahllokalen 
in Freiburg begrüsst werden.4 Parallel zur offiziellen 
Wahl wählten nicht-wahlberechtigte Migrantinnen und 
Migranten ihren symbolischen Gemeinderat oder Bun­
destag. Die abgegebenen Stimmen wurden den gewähl­
ten Bundestagsabgeordneten feierlich als «Wählerauf­
trag» übergeben, und die von den Migranten gewählten 
kommunalen Vertreter wurden zu einer symbolischen 
100%-Gemeinderatssitzung einberufen, um politische 
Partizipation und die Einführung des kommunalen 
Wahlrechts öffentlich zu debattieren. 

Wahlberechtigte mit deutschem und EU-Pass sind 
ebenfalls aufgerufen, in den 100%-Wahllokalen mit ih-
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rer Stimme eine Wahl zu treffen: für oder gegen die Ein­
führung des kommunalen Wahlrechts aller Bürgerin­
nen und Bürger einer Kommune - unabhängig vom Pass. 
Denn die demokratische Beteiligung liegt nicht nur 
im Interesse der ausgeschlossenen Migrantinnen und 
Migranten, sondern ist ein vitales Interesse einer sich 
demokratisch verstehenden Gesellschaft und braucht 
die Unterstützung derer, die zur anerkannten Wahlbe­
völkerung gehören. 

Die Frage der Partizipation ist ein gemeinsames und 
einendes Thema für alle Migrationsgruppen - jenseits 
ethnischer und nationaler Zuschreibungen und Un­
terschiede. Schon die Zusammensetzung der kleinen 
Gruppe von 25 registrierten Vereinsmitgliedern des 
Freiburger «Wahlkreis 100%» spiegelt die selten breite 
Diversität einer Migrantenselbstorganisation. Staats­
angehörige aller Kontinente zählen dazu, 18 haben ei­
nen Migrationshintergrund und stammen aus 17 ver­
schiedenen Ländern. Atheisten sind genauso vertreten 
wie praktizierende Gläubige, deutsche ebenso wie ein­
gebürgerte, EU- sowie Nicht-EU-Staatsangehörige. Die 
Bandbreite der Lebenssituationen reicht vom gedulde­
ten Asylantragstellenden aus Afghanistan bis zum Uni­
versitätsprofessor aus Mexiko. 

Seit 2008 ist der Verein « Wahlkreis 100%» in Kontakt 
mit Organisationen in der Schweiz, mit der Stimmrechts­
initiative in Basel und mit gewählten Migrantinnen 
und Migranten ( «Gewählte Stimme»). Sechs Schweizer 
Kantone haben mittlerweile eine Wahlbeteiligung von 
Migrantinnen und Migranten eingeführt. Das ist ermu­
tigend und europaweit bereits eher die Regel als die 
Ausnahme: 15 von 28 EU-Staaten - plus Norwegen, Is­
land und eben zu Teilen auch die Schweiz-praktizieren 
heute eine unterschiedlich ausgeprägte, aber gesetz­
lich geregelte Wahlbeteiligung von Nicht-EU-Staatsan­
gehörigen auf der kommunalen Ebene, einige sogar bei 
regionalen und nationalen Wahlen. Das leuchtende Bei-
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spiel allerdings bleibt das weit entfernte Neuseeland. 
Dort werden Migrantinnen und Migranten nach einem 
Jahr Aufenthalt demokratisch integriert und sind anal­
len Wahlen wahlberechtigt. 

Die Kooperationen und die Vernetzung, die der Frei­
burger «Wahlkreis 100%» aktiv sucht und eingeht, er­
geben ein dichter werdendes Netz, das Migrantenver­
tretungen und Organisationen in Baden-Württemberg, 
Bayern, Berlin und Bremerhaven sowie in Freiburgs 
Partnerstädten Padua und Granada, Strassburg und 
Florenz verbindet. Im Rahmen eines EU-Projekts der 
Jahre 2014/15 mit fünf europäischen Partnern entwi­
ckelte sich das 100%-Modell zu einem kleinen Export­
schlager. Anlässlich der Kampagne «Hier lebe ich, hier 
wähle ich» tauchten an den Projektorten in Andalusien, 
nördlich von London und in der Toskana ähnliche sym­
bolische Wahlurnen auf wie in den Strassen von New 
York bei den Bürgermeisterwahlen im November 2013. 
In Deutschland hatten in Berlin 2011 und in Sachsen-An­
halt 2016 symbolische Wahlen stattgefunden. 

Würde das 100%-Modell als Form der politischen 
Aktion zur Erreichung eines gleichberechtigten Wahl­
rechts in der Schweiz angewandt, wäre dies genauge­
nommen eine Art Reimport. Denn als die «New York 
Times,> am 3. März 1957 «First Votes Cast by Swiss Wo­
man» titelte, bezog sie sich auf 33 nicht-wahlberechtigte 
Bewohnerinnen des Walliser Dorfes Unterbäch, die am 
Abstimmungstag unter gewaltiger Medienbeachtung 
ihre symbolische Stimme an der Wahlurne abgaben und 
damit ihre politische Beteiligung einforderten. Es soll­
te zwar noch 14 Jahre dauern, bis ihre Stimmen an der 
Wahlurne auf Bundesebene tatsächlich zählten, aber 
noch heute ist diese symbolische Wahl ein gefeierter 
Meilenstein des demokratischen Fortschritts. Die Zeit 
ist reif für das Unterbäch der Migrantinnen und Migran­
ten in der Schweiz. 
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«ELECTORAL REBELLION» 

Die he utige Welt ist aber nicht nur durch Migration ge­
kennzeichnet. Es fliessen auch Informationen, Geld, 
Waren und Schadstoffe über nationalstaatliche Gren­
zen. Dies führt dazu, dass die Politik eines Staates mas­
sive Effekte auf andere Staaten ausübt. Für die Demo­
kratie stellt sich darum die Frage, ob Menschen, die 
jenseits der Grenzen eines Nationalstaats leben, aber 
trotzdem massiv von der Politik dieses Landes betroffen 
sind, in diesem Staat mitbestimmen sollten. Beschliesst 
ein Staat beispielsweise, an der Atomenergie festzu­
halten, während ein benachbartes Land auf alterna­
tive Energiequellen setzt, so sind die Bürgerinnen und 
Bürger im benachbarten Land weiterhin dem Risiko 
de r atomaren Energieerzeugung ausgesetzt; sie haben 
aber keine Möglichkeit, über diese Politik mitzubestim­
men. Insbesondere mächtige und einflussreiche Länder 
üben einen massiven Einfluss auf Nachbarländer und 
oftmals weit über diese hinaus aus. So die USA, die mit 
ihrem «War on Drugs» Mexiko und andere lateinameri­
kanische Länder destabilisiert, oder die EU, die mit ih­
ren subventionierten Landwirtschaftsexporten vielen 
Bäuerinnen und Bauern in Afrika die Erwerbsgrund­
lage ruiniert. Zu den wirtschaftlich mächtigsten Län­
dern gehört auch die Schweiz, die es mit ihrem Bank­
geheimnis und den tiefen Steuern für multinationale 
Konzerne vielen anderen Ländern der Welt verunmög­
licht, einkommensstarke Personen und Unternehmen 
angemessen zu besteuern. 

Auch Deutschland ist ein mächtiges Land, dessen 
Politik für viele Menschen jenseits der deutschen Gren­
zen erhebliche Bedeutung hat, wie sich unter anderem 
bei der Eurokrise zeigte. Die Aktion «Electoral Rebel­
lion» wollte ein Zeichen dafür setzen, dass es ange­
bracht wäre, Menschen ohne deutschen Pass an der 
Wahl des deutschen Parlaments teilnehmen zu lassen. 
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Bei der Bundestagswahl 2013 konnten deshalb deut­
sche Bürgerinnen und Bürger ihre Stimme an eine 
nicht-stimmberechtigte Person im In- oder Ausland 
«verschenken ». Dazu meldeten sie sich auf der Face­
book-Seite «Electoral Rebellion» mit einem Post, in 
dem sie erklärten, dass sie ihre Stimme verschenken 
wollten.5 Nicht-stimmberechtigte Menschen konnten 
dort ihre Stimme einlegen, indem sie den Schenken­
den kontaktierten und ihm mitteilten, welche Partei 
oder welche Kandidaten in ihrem Namen am Wahltag 
gewählt werden sollten. Der Schenkende trug diesen 
Wunsch dann in seinen Wahlzettel ein. Bis zum Wahltag 
am 22. September 2013 verschenkten mehrere 100 Deut­
sche über «Electoral Rebellion» ihre Stimme. Im Wahl­
jahr standen in der Medienberichterstattung und in öf­
fentlichen Debatten die Eurokrise und im Speziellen 
der prekäre Zustand des griechischen Staatshaushalts 
im Fokus. Auch Spanien befand sich zu jener Zeit unter 
dem Europäischen Rettungsschirm und kämpfte sich 
gerade aus der Krise. Es war daher nicht überraschend, 
dass «Electoral Rebellion» gerade in den südeuropäi­
schen Ländern auf grosses Interesse stiess. Tausende 
Menschen aus Spanien, Griechenland, Italien und wei­
teren Ländern weltweit suchten bei «Electoral Rebel­
lion» einen «vote-buddie», der ihnen seine Stimme lieh, 
oder sie beteiligten sich an den Diskussionen auf der 
Plattform. Die Aktion löste ein enormes Interesse bei 
Print- und Online-Zeitungen, Hörfunk und Fernsehen in 
Deutschland wie auch in Spanien aus. 

Das Verschenken der Stimme bei «Electoral Rebel­
lion» trägt einen stark symbolischen Charakter. Ziel der 
Aktion war es, dass Deutsche mit Nicht-Deutschen ins 
Gespräch kommen und sich über die unterschiedlichen 
Perspektiven und die eigene Betroffenheit über die 
deutsche Politik unterhalten. Darüber hinaus sollte ein 
Nachdenken über die Grenzen nationaler Demokratie 
angeregt werden. Luisa, eine 28-jährige Deutsche, war 
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eine Teilnehmerin von «Electoral Rebellion», die ihre 
Stimme verschenkte. «Electoral Rebellion ist eine tol­
le Möglichkeit, gegen den Mangel an Demokratie in der 
globalen Politik zu protestieren. Ich liebe mein Wahl­
recht - gerade deshalb will ich es jemandem schenken, 
der von der Macht der Bundesregierung genauso betrof­
fen ist wie ich», sagte sie. Ihre Stimme bekam J oan Marc 
aus Spanien, 38 Jahre alt. Er begründete seine Teilnah­
me bei der Aktion so: ,,Ich finde es nicht richtig, dass 
die Leute, die über die Zukunft meines Landes mitbe­
stimmen, sich vor uns nicht verantworten müssen. Denn 
wir müssen die Konsequenzen ihrer Entscheidungen 
tragen.» . 

Eine ähnliche Aktion hatte bereits 2010 in Grossbri­
tannien stattgefunden. Im Rahmen der Kampagne «Give 
Your Vote» anlässlich der Parlamentswahlen verschenk­
ten Tausende Briten ihre Stimme an Menschen in Af­
ghanistan, Bangladesch und Ghana.6 Im Januar 2013 ver­
schenkten Israelis bei der Parlamentswahl über «Real 
Democracy» ihre Stimmen an Palästinenserinnen und 
Palästinenser.7 Alle «Wahlrebellionen» wurden von po­
litischen Aktivistinnen und Aktivisten des weltweiten 
Netzwerks Egality initiiert. Sie setzen sich für demo­
kratische Strukturen auf globaler Ebene ein, indem sie 
durch Aktionen wie «Electoral Rebellion» politische 
Debatten anstossen. 

«ELECTORAL REBELLION» IN DER SCHWEIZ 
Die Aktivistinnen und Aktivisten von «Electoral Rebel­
lion» wollen primär darauf hinweisen, dass nationa­
le Politik heute internationale Effekte besitzt und die 
Beschränkung der demokratischen Mitbestimmung auf 
die Bürgerinnen und Bürger oder aber auch auf die Be­
wohnerinnen und Bewohner eines Landes darum nicht 
mehr zeitgemäss ist. 

Die Aktion «Electoral Rebellion» könnte in Zukunft 
vermehrt darauf abzielen, Emigrantinnen und Emigran-
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ten zum «verschenken» ihrer Stimme zu bewegen. Denn 
so schwer sich die meisten Demokratien bei der Inkl u­
sion von Immigrierenden in ihr Stimmvolk tun, so leicht 
fällt es ihnen offensichtlich bei den Emigrierten. Viele 
Länder erlauben ihren Ausgewanderten, die Staatsan­
gehörigkeit ihres Herkunftslands zu behalten. Manch­
mal geht dies so weit, dass auch die Kinder und Enkel 
der Ausgewanderten noch die Staatsbürgerschaft des 
Herkunftslands besitzen. Darüber hinaus erlauben die 
meisten Länder ihren Auslandsbürgern, sich bei Ab­
stimmungen und Wahlen im Herkunftsland zu beteili­
gen. In der nahen Zukunft könnte sich die Beteiligung 
der Auslandsbürger deutlich erhöhen, wenn die elek­
tronische Stimmabgabe flächendeckend eingeführt wer­
den sollte. 

Aus der Perspektive der normativen Demokratiethe­
orie ist das Stimmrecht für Menschen, die nicht oder 
nicht mehr dem Rechtssystem eines Landes unterwor­
fen sind, sehr umstritten. Wir zeigen in unserer eigenen 
Forschung am Politikwissenschaftlichen Seminar an 
der Universität Luzern, dass Auslandsbürgerinnen und 
-bürger - genauso wie Doppelbürgerinnen und -bürger 
- für die Demokratie in einer grenzüberschreitend ver-
flochtenen Welt durchaus einen wichtigen Beitrag lie­
fern , weil sie die Perspektive der «externen Anderen» 
in die nationale Willens- und Politikformulierung ein­
bringen.8 Für jeden normativen Demokratietheoretiker 
ist aber klar, dass die Inklusion von Migrantinnen und 
Migranten eine wichtigere Anforderung an die heutige 
Demokratie ist als die Inklusion der emigrierten Bürge­
rinnen und Bürger. Durch das Verschenken ihrer Stim­
me könnten demokratiebewusste Migranten daher dazu 
beitragen, dass auch wirklich diejenigen, die mitstim­
men sollten, auch mitstimmen können. 

Zwei der drei Autoren dieses Beitrags haben dies 
bereits umgesetzt: Der in der Schweiz lebende Deutsche 
hat sein Stimmrecht in Deutschland einer in Berlin le-
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benden Ausländerin geschenkt, und ihr so ermöglicht, 
das Ergebnis der Bundestagswahl im Jahr 2013 mitzu­
bestimmen; die in Deutschland lebende Schweizerin 
gestattete es dem in der Schweiz lebenden Deutschen, 
seine Meinung bei drei Sachabstimmungen in Stimmen 
zu verwandeln. Nachahmende sind sehr erwünscht! Da­
mit es aber nicht beim individuellen Stimmentransfer 
bleibt, sind insbesondere Organisatoren für eine «Elec­
toral Rebellion» in der Schweiz gesucht. 

Joachim Blatter ist Professor für Politikwissenschaft an der 
Universität Luzern. Er lehrt und forscht zum Wandel von 
Regierungs- und Demokratieformen. Clemens Hauser ist 
Sozialarbeiter, seit 20 Jahren in der Beratung und Beglei­
tung von Migranten tätig und Vorsitzender der Migranten­
selbstorganisation Freiburger Wahlkreis 100% e. V. Sonja 
Wyrsch studierte Internationale Beziehungen an der Uni­
versität Genf und arbeitet zurzeit als Projektkoordinatorin 
für entwicklungspolitische Bildung in Berlin. 
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